‘Beglaubigte Abschritt

o VERWALTUNGSGERICHT ;G(")TT‘-'INGEN

1B261/14

BESCHLUSS =

- Inder Verwaltungsrechtssache _

Antragsteller, -
- Prbz.f—Bev.‘: .
- Rechtsanwélte Koch und andere, -
HohenzollemstraBe 25, 30161 Hannover, [N

‘-‘-geger_}. .'

- - die Bundesréiublik De'utsc':hléndl vertreten durch die Deutsche Telekom AN

| -Antragsgegheri'n,

"3 |geladfen:

Befardérung . .

vy ¥ Streitgegéns‘tand:' S
S ~ hier: Antrag nach § 123 VWGO

" hat das Verwaltungsgericht Géttingen - 1. Kammer —:am 20.04.2015 bgschtossen':



Geschäftsführung
proT-in


,.:_2-.

- Der .Antragsgegnerin wird im Wege der ei'hstweiligén Anord-
nung untersagt, ‘die. vorlaufig freigehaltene Planstelie der Be-

. soldungsgruppe A9_VZ+Z in der Emhelt_mlt der.
' Belgeladenen zu besetzen, bis Uber die Stellenbesetzung eine

- erneute Auswahlentscheidung unter Beachtung der Rechtsauf-
- fassung des Gerichts getroffen worden ist und zwei Wochen
. nach Bekanntgabe ter neuen Auswahlentscheldung vergangen
. sind oder bis die an den Antragstelier gerichtete Konkurrenten— _
_ mlttellung vom 01 12. 2014 bestandskraftlg geworden ist.

Die Kosten des Verfahrens trégt die Antragsgegnerin; die au- |
Bergerichtlichen Kosten der Be[geladenen sind nlcht erstat-‘
tungsfahlg : :

- Der Wert des Streltgegenstands wird auf 21 326,76 Eum fest-
'gesetzt g

" Griinde

_ Die Betelilgten streiten um dle Besetzung einer nach Besoldungsgruppe A 9 BBesO
mit Amtszulage (A9 VZ+2) bewerteten Beforderungssteile o : :

3
¥

'-D_er Antragsteller ist Technischer Femmeldebetriebsirispektof (Besoldungsgruppe A 9

'BBesO}. In-der Zeit vom 15.09.2011 bis zum 16.11.2011 war er dem _ .

: organisatorisch zugeordnet in der
Zeit vom 17.11.201% bis zum-31.10.2013 erfolgte seine Zuordnung zur_irl
BN Zwischen dem 15.09.11 und dem-31.05.2012 unterstand der Aniragsteller un-

© mittetbar der Fiihrungskrat I, der in I Disnst leistet. In der

Zeit vom.01.06.2012 bis 31.10.2013 unterstand er in I der Fﬁ_ﬁrungskra_ft_

im Fiahmen der Beforderungsrunde 2014 lieB die Antragsgegnerm fir den- Beuriei-
- lungszeitraum 15.09.2011 bis.31.10.2013 Beurteilungen ihrer Mitarbeiterinnen und
. Mitarbeiter -ersteflen. Hierzu holte sie im Fall des Antragstellers Stellungnahmen der
beiden- Fuhrurzgskrafte ein, auf deren inhait Bezug genommen wird (Beiakte A Bl.-1 f,

* bzw. Bl. 51.). Auf der.Grundlage dieser Stellungnahmen ‘erstellten-die- Ersibeurteilerin _

L _ und. die ‘Zweitbeurteilerin I unter dem 19.09.2014" eine

dlensthche Beurtexlung des Antragsteilers mut dem Ergebnls ,,gut Auspragung +
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Hiergegen erhob der Antragstaller mit der Begi'i]ndung Widérspruch die Erst- und die
Zweitbeurteilerin stdnden in keinem personlichen Dienstverhiitnis zu ihm und seien

ihm nicht bekannt, Keine von ihhen habe personhch m|t ihm. zusammengearbe:tet Es

-6@i nicht auszuschlleﬁen dass die Fuhrungskraft 7 direkt mit ihm um anstehende

- _Beforderungsdlenstposten konkurrigre, Er habe mit Herrn ‘~_ander3'als‘-m_i_1.Herrn ‘

-~ duch nicht unmittelbar zusammerigearbeitet.

Mit Schrelben vom 01.12.2014 teilte die Antragsgegnerln dem’ Antragsteller mit, in der '

Einheit, in der er tatig sei, standen fiir die Beftrderung nach A9_VZ+Z insgesamt neun
Planstellen zur Verfigung. Die Beférderungsliste _ umfasse insgesamt
41 Beforderungsbewerbermnen und -bewerber. Die Anzahl der zur Verfugung stehen-

- den Befdrderungsplanstelien reiche somit nicht aus, um alle Beamtinnen und Beamten o

dieser Beforderungsliste zu befdrdern. Es kénnten nur Beamtinnen und Beamte befdr-
. dert werden, die mit mindestens ,Sehr gut - Basis" bewertet worden seien. Der Antrag-

steller habe in der Beurtellung nur das Ergebnis ,gut - +“ erreicht, sodass erin derjau-

fenden. Beforderungsrunde nicht befdrdert werden kénne. Hiergegen erhob der Antrag-
.. .steller am 12.12.2014 Wlderspruch tiber den - sowelt ers:chthch noch nlcht entschle-'
. den worden ist. : : :

.. Die Beigeladene wurds in der Beurteilungsrunde mit ,Sehr gut - Basis* beurteilt, erhielt

- auf der Befbrderungsliste den Rangplatz 9 und ist fiir eine Beférderung vorgesehen.

Am 12.12.2014 hat der Antragsteller um elnstwetllgen ger[chtllchen Rechtsschuiz -

: ~nachgesucht Er bezweifelt, dass die Beurteilerinnen rechimaBig beauftragt worden

_geien, und tragt vor, die Fuhrungskraft Il sei nicht in [ sondern in IR

_ thtig gewesen. Er selbst habe in I Mgearbeitet, wo .Herr M auch
~wahrend des von der Stellungnahme des Herrn JIMl umfassten Zeitraums sein
' Teamlelter _gewesen sei. Ein.nennenswerter dlenstllcher Kontakt zwischen ihm und
" Herm I habe nicht bestanden, Herr I sei wegen der-réumlichen Trennung
", zu einer Beurteilung nicht in der Lage gewesen. Die Bewertung des’ Herrn - sei
nicht schilissig, da die zu den Einzelkriterien vergebenen Ergebnisse mit den textlichen

_Ausfuhrungen nicht vereinbar seien. Zudem sei Herr [N vermutlich Konkurrent.um. -

ein Beforderungsamt und damit befengen gewesen denn das Ergebnls seines Bai-
trags habe auch Auswirkungen auf seine eigenen Beforderungschancen gehabt. Dass
-dies berucksmhtlgt oder auch nur erkannt worden sei; sei nicht ersichtlich. Der Beurtes-
lungsbeitrag des Herrm IllMsei fir den betreffenden: Zeitraum die einzige von den

Beurteilerinnen herangezogene ‘Grundlage. Die Auswahlentschmdung sei rechtswidrig,.
_ weil sie auf einer rechtswidrigen dienstlichen Beurteilung beruhe Dles verletze den’
o Bewerbungsverfahrensanspruch des Antragstellers '

. bér.‘Antrags_te.lléf,beéntragt, s




a.

der Antragsgegnerin durch Erlass einer einstwelligen Anord-
‘nung zu untersagen, bis zur Rechtskraft einer Entscheidung in -
der Hauptsache Beférderungen nach A9 _VZ+Z in der Beférde-
rungsliste [N vorzunehmen, ohne firr in eine Be- '
forderungspianstelle freizuhalten. : :

 Die Antragsgegnerin b’eérytragt,

den An.tfag abzu[ehneﬁ. .

Sie'trégt vor, die Zustandigkeit der Beurteilerinnen ergebé sich aus einer Anlage zu der -

Beurteilungsrichtlinie in Verbindung mit einer dienstlichen Weisung. Hieraus gehe her-
vor, dass die Beurteilerinnen [N und I wegen Ausfalis der urspriinglich zu-
standigen Beurteiler tatig werden soliten. Die Auswah! der zur Beférderung vorgesehs-
- nen Kandidaten habe im Rahmen der zur. Verfiigung stehenden Planstellen nach Eig-
. nung, Befahigung und fachlicher Leistung staftgefunden. Die Beurteilennnen hitten auf

- die” Stellungnahmen der Fuhrungskrafte zuriickgreifen und dabei auch die- Stellung-.

nahme des Herrn I bericksichtigen diirfen. Der Beitrag des Herrn [l sei vor

dem Hintergrund der zum Antragstellér bestehenden'Kohkurrenzsnuatlon besonders
kritisch betrachtet worden. Eine Voreingenommenheit des Herrn [ sei nicht er-
- sichtlich, Wlderspruche in der Stellungnahme der Filhrungskraft bestdnden nicht. Herr

I habe einen umfassenden. Einblick in die Leistungen des Antragstellers gehabt.
Eine Steliungnahme von Flhrungskraften fir den Zeltraum vom 12.08. bis zum
31.10.2013 konne n:cht vorgeiegt warden. :

: 'Dle Beigeladene stellt kemen Antrag Sle hait dle Auswahlentscheldung der Antrags-
- gegnerin fir rechtmaﬁlg

“ Mit -Widerspruchsbesqheid vom-28.01.2015; auf dessen Inhalt Bezug genommen wird

- (Gerichtsakte BI. 145 ff.), hat die Antragsgegnerin den Widerspruch des Antragstellers
gegen seine Beurteilung zuriickgewiésen. ‘Hiergegen . hat der . Antragsteller am
- 03.03. 2015 Klage erhoben (1 A 85/1 5) : :

- Wegen der- weiteren Einzelheiten des Sach- und Strelfstands wird auf die zwischen '

den Beteiligten gewechseiten Schrlftsatze und den Venwaltungsvorgang der Antrags-

gegnerin Bezug genommen




I
Der Amrég auf‘G‘ewéhrUng vorlaufigen Rechisschutzes hat Erfolg.

Gemah § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO kann das Verwaltungsgerscht eine emstwelllge An-
ordnung zur Regelung eines vortaufigen Zustands in Bezug auf ein streltlges Rechts-
verhéltnis treffen, wenn diese Regelung zur Abwehr wesentlicher Nachieile oder zur
‘Verhinderung drohender Gewalt oder aus anderen Griinden nétig erscheint. Voraus-.

. sefzung ist, dass der Antragsteller das Bestehen eines subjektiv-ffentlichen Rechts

-auf das begehrte V‘enrva!tungshandeln {Andrdhungsan'spruch) und die Unzumutbarkeit

glaubhaft ‘gemacht hat, eife Entscheidung ‘in der Hauptsache abzuwarten (Anord-

) nungsgrund §§ 123 Abs. SVWGO 920 Abs, 2, 294 ZPO).

- Ein Anordnuhgégrund' folgt bei Konkurrentensireitverfahren=:regélmﬁl3ig - und auch hier
- daraus, dass die Ernennung des Konkurrenten grundsatzlich unumkehrbar wére und

- der Konkurrent selbst im Fall der zeitnahen Ubertragung (nur) des umstrittenen Dienst-
. postens den Vorteil’ hatte, auf der stremgen Stelle einen Bewihrungsvorsprung vor
’ dem jeweiligen Antragsteller zu errelchen (Nds. OVG, Beschluss vom 10.04.2012 - 5

ME 44/12 gurls m.w.N. )

Der 'Anfragsteiler hat auch einen Anbfdnuhgsanspruch glaﬂbhaﬂ gemécht denn die’

’ Auswahlentscheldung der Antragsgegnenn trdgt nicht dem jn Artikel 33 Abs. 2 des

Grundgesetzes (GG) und § 9 des Bundesbeamtengesetzes (BBG) verankerten Leis-

o “tungsprinzip und dem hleraus folgenden Grundsatz der Bestenausiese Fiechnung und

verletzt darrut selnen Bewerbungsverfahrensanspruch

: "-Auswahientscheldungsn unterllegen als Akt wertender Erkenntnls [edlghch einer ein-

geschrénkien genchtllchen Kontrolle. Die verwaltungsgerlchtllche Nachprufung be-
- schrénkt sich darauf ob die Verwaltung den anzuwendenden Begriff oder den gesetzh-
chen Rahmen, in dem sie sich fre| bewegen kann, verkanit hat oder ob sie von einem

unrichtigen Sachverhalt ausgegangen ist, ailgemeln gu[tuge Wertmaﬁstabe nicht be- .

' - achtet, sachfremde Erwagungen angestellt oder - gegen Verfahrensvorschnften oder mit

- hoherrang:gem Recht vereinbare Richilinien (Verwaltungsvorschnﬂen) verstoBen hat

B ,(vgl BVerwG, Urteile vom- 21.08.2003-2C 14/02 und vom 27 02.2003-2C 16/02 -; '

Nds. OVG, Beschlusse vom 28:11.2012 - 5 ME 240/12 -, vora 21.09.2011 - 5 ME
"-'241/11 - und vom 18.08. 2011 - 5 ME 209/11 -; jeweils bei juris). Erwelst sich anhand

‘dieses MaBstabs die Auswahlentscheidung als fehlerhaft und lasst sich nicht aus- -
schlseBen dass’ der. jewelllge Antragsteller bei einer erneuten Auswahlentscheidung

_ausgewahlt wiirde (siche dazu BVeriG, Beschluss vom 24,08.2002 - 2 BvR 857/02 -,

NVwZ 2003 200; Nds. OVG, Beschlusse_ vom 2_8.11.20‘[2 und vom 18.0'8 2011 ']ewell_s h
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‘a.a.0.), hat der Antrag auf Gewahrung vorldufigen Hechtsschutzes Erfolg. Diese Vo-
raussetzungen liegen hler Vor, :

." Es spricht bei summairischer Priifung vieles dafiir, dass die Beurteilung des Antragstel-
‘lers vom 19.09.2014 unter einem formellen Fehler leidet, weil sie nicht von den hierfiir
- zusténdigen Beuriejlern erstellt wurde. GemaB § 1 Abs. 2 des Postpersonalrechtsge-

setzes (PostPersRG) nimmt der Vorstand der Deutschen Telekom AG die Befugnisse
der obersten Dienstbehtrde sowie des obersten Dienstvorgesetzten und des obersien

. Vorgesetzien war. GemaB § 3 Abs. 1 Satz 1 PpstPersRG béstimmt das Bundesminis-

terium der Finanzen, auf welche Organisationseinheiten und Stelleninhaber unterhalb

- des Vorstands die Befugnisse einer Dlenstbehorde und eines Diensivorgesetzten {iber-
* tragen werden kdnnen. Nach § 1 Nr. 2 der Anordnung 2ur. Ubertragung dienstrechti-
- cher Befugnisse im Bereich -der Deutschen Telekom AG (DTAGBefugAnO) vom

" 11.06.2014 (BGBI |, 8. 750) . V. m. § 1 Abs. 2 der Anordnung zur Ubertragung beam-

tenrachtiicher Befugnisse und Zusténdigkéiten im. Bersich der Deutschen Telekom AG
'vom 18.07.2014 (BGBI |, S. 1151} ist die Ausibung der Befugnisse eines Dienstvorge-

L setzten unierhalb des Vorstands der Deutschen Telekom AG der Leitung der Abteilung
Civil Servant Services / Social Matiers (bertragen worden. Innerhalb dieser Einheit .

serfolgte durch dienstliche Weisung die Ubeﬂragung dar Befugnlsse zur Beurteilung der

Beamten der Besoldungsgruppe mitflerer Dienst A9_VZ (technisch) der PN

fir den- Anfangsbuchstaben) -auf die Mitarbeiter mit den Kurzbezeichnungen [N -
Iz, I (Erstoeurteller) sowie , I bzw, I (Zweitbeurteiler).

Der. Antragsteller ist jedoch nicht von diesen Mitarbeitern, sondern von der Erstbeurtei-

lorin I und der Zweitbeurteilerin I beurteilt

warden. Die Antragsgegnerin hat hierzu vorgetragen, die urspringlich zustandigen

. Beurteiler seien seinerzait ausgefallen und durch die Beurteilerinnen [N und BN

I ersetzt worden. Insoweit sei eine diénstliche Weisung vom 10.09.2014 spater
schriftlich bestatigt worden. Hierzu. hat sie eine dienstliche Weisung vorgelegt, die am

20.02.2015 von leitenden Mitarbeitern des Betriebs Civil Servant Services / Social Mat- -

‘ters / Health and Safety unterschrieben worden ist und mit der die Anlage 2 der Beur-

" teilungsrichtlinien erweitert werden solite. Aus dieser dienstlichien Weisung, deren In-
. _-kraftireten mit dem Datum 10.09.2014 angegeben wird, geht nicht hervor, dass es sich

“um die Bestitigung einer zuvor erteilten miindlichen Welsung handelt. Eine derartige

mindliche Weisung ergibt sich auch nicht aus den Akten der Antragsgegnerin. Das

Gericht geht daher fiir das Verfahren des vor[auf:gen Rechisschutzes davon aus, dass
am 20.02.2015 eine riickwirkende Neuzuwelsung der Zustandrgkelten fiir die Beurtei-

lung des Antragstellers vorgenommen wurde. Eine derartige riickwirkende Neurege-’

lung’ist jedoch nicht geeignet, die Zustindigkeit der Beurteilerinnen I und M.

-, zu begriinden.Andernfalis hétte es die Antragsgegnerin in der Hand, einen derartigen

Verfahrensmangel, der zur formellen Rechtswidrigkeit der Beurtellung fihrg, elnselt[g
. ZU Lasten des jewelllgen Antragstellers rickwirkénd zu heilen. Dies lasst sich nach

Auffassung der Kammer nicht mit-beamtenrechtiichen Beuriellungsgrundsatzen ‘und |

. mit dem ﬂechtsstaatspnnznp (Artakel 20 Abs 3GG) vere:nbaren
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. Die Beurteilung des Antragstellers wird sich dariiber hinaus voraussichtlich als rechts-
‘widrig erwelsen, weil sich die von den Beurteilerinnen herangezogenen Ste!]ungnah-
mer der Fiihrungskrafte [N und W nicht auf den gesamten Beurteliungsz.elt-
raum beziehen. Insoweit folgt das Gericht der korrigierenden Angabe der Antragsgeg-
‘nerin, dass der Beurtellungszeitraum fir aktive Beamte die Periode vom 15.09.2011
bis zum 31.10.2013 umfasst. Das sowohl in den Steliungnahmen der Flihrungskrifie
. ais auch in der dienstlichen Beurtenung selbst genannte Datum 01.06.2011 fir den
. Beginn des Zeitraums beruhte offansmhtllch auf einem Fehler, denn dieses Datum gilt
nach den Erkenntnissen des Gerichts nur fiir beurlaubte Bearnte.

Nach der stindigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und des Nds.
Oberverwaltungsgerichts, der die Kammer folgt, miissen dienstiiche Beurteilungen die
dienstliche Tatigkeit im maBgebenden Beurteilungszeitraum vollsténdig erfassen (vgl.
z. B. BVerw(, Urtsil vom 26.09.2012- 2 A'2/10 -, NVwZ-RR 2013, 54; Nds. OVG, Ur-
tell vom 10.02.2015 - 5 LB 100/14 -, juris). War der fiir die Beurtellung Zustandige nicht

in der Lage,. sich wahrend des gesamten Beurterlungszeltraums ein eigenes voilstandl— »
~ - ges Bild von den zur Beurtellung anstehenden Merkmalen zu verschaffen, ist er auf -
. weitere Erkenninisse, insbesondere Beurteilungsbeitrage Dritter, angewiesen, um die

o Beurteilung auf einen zZitreffenden und vollsténdigen Sachverhalt stiitzen zu kdnnen.

* (BVerwG, Urteil-vorn 05.11.1998 - 2 A 3/97 - sowie Beschluss vom 08.03.2006 - 1 WB

23/05 -, jewells bet juris).. Vorllegend haben die Beurteilerinnen arsichilich nur die Stel-
. lungnahmen der Fiihrungskréfte I und IR zugrunde gelegt. Zwar ist auf der

Stellungnahme der Fihrungskraft [N vermerkt sie erstrecke sich auf den Zeit:
"raum 01.06.2012 bis 31.10.2013. Tatséchlich hat Herr- jedoch bei jedem Ein-
. zelmerkmal angemerkt, die Stellungnahme beziehe sich nur -auf den Zeitraum vom
L 01, 06 2012 bis zum 11.08.2013. Die Antragsgegnerin hat zudem eingerdumt, fir den
Zeitraum vom 12. 08. bis zum 31.10.2013 keine Erkenntnisgrundlagen zu hesitzen.

. Zwar kann die Emho!ung eines Beurtellungsbe:trags im Einzelfall- entbehrlich sein,
vienn der. Zeltraum, den der Beurteiler nicht mit elgenen Erkenntnissen abzudecken o

. vermag, im Verhaltnis' zum gesamten Beurleilungszeitraum nicht wesentlich- ins- Ge-
wicht fallt (vgi. Nds. OVG, Urteil vom 10.02,2015 - 5 LB 100/14 -, a.a.0., mw. N.). Im

vorliegenden Fall besteht jedoch eine ,Erkenntnisliicke” von mehr als zweieinhalb Mo- -

naten, die etwa zehn Prozent des Beurtellungszeltraums (25,5 Monate) ausmacht und
daher als wesentlich anzusehen tSt :

Dés Weiteren'bestshen durchgreifende Zweifel an der RechtméaBigkeit der Beurteilung
des Antragstellers, weil die Beurteilerinnen, die nach seinem unwidersprochenen Vor-

. trag keinerlei dienstlichen Kontakt zu ihm hatten und seine Leistungen daher nicht auf-
- grund eigener Kenntnis betrteilen konnten, fiir den Zeitraum vom 15.09.2011 bis zum "

31.05.2012 auf den Beurteilungsbeitrag der Fiihrungskrafi Il zurGckgegriffen ha-

" ben. Dies unterliegt. aus metreren Griinden rechtlichen Bedenken. Wenn auch Herr.
BN in der Jaufenden -Befdrdertngsrunde ‘nicht fiir eine Befdrderung ausgewahlt .

wurde, sG gehdrte er dennoch zum Kreis der zu Beurieilenden und, somit zu den-Per-
sonen, die grundsatziich fir eine Befdrderung in Frage kamen und-damit in einem
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Konkurrenzverhaltnls zum Antragstel[er standen Das auf dem Grundsatz der Chan-

cengleichheit (Artikel 3 Abs. 1 GG) und dem- Rechtsstaatsprinzip (Artlkel 20 Abs. 3 GG) o

beruhende Gebot des fairen Verwaltungsverfahirens verpflichtet den Dienstherrn, dafiir
zu sorgen, dass das Beurteilungsverfahren einen einwandfreien Verlauf Rimmt. Hierzu
gehért im Hinblick auf die Bedeutung, die einer jeden dienstlichen Beurteilung flir die
weitere berufliche Entwicklung des Beurteilten zukommen kann, dass der ,Konkurrent®

. nicht gewissermaRen ,mit am Beurteilungstisch sitzt”. Dabei genligt fﬂr_den_Ausschluss
von der Mitwirkung am Beurteiiungsverfahren allein ,der bose Schein” und damit auch

. die Tatsache des (abstrakten) Bestehens eines Konkurrentenverhiltnisses (BayVGH
' Urtell vom 23.05.1990 - 3 B 89.03631 -; VG Berlin, Beschiuss vom 30.11.2012 - 28 L

405.12 - ; jeweils bei juris). Vorliegend besteht die Besonderheit, dass nicht eine der -

Beurteilerihnen. sondern die Flhrungskraft, die fiir einen Teil des Beurteilungszeit--
raums eine Stellungnahme im Sinn eines Beurteilungsbeitrags abgibt, in einem Kon-
kurrenzverhdltnis zum-Antragsteller steht. Wahrend der Bayerische VGH {a.a.0.) die
Auffassung vertritt, das Mitwirkungsverbot bestehe guch hinsichtlich der Fertigung ei-
~.nes den Beurteilenden nicht bindenden Beurteilungsbeitrags, gibt es nach der Recht-

- sprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Urtell vom-21.03.2007 - 2 C 2/06 -, juris)

keinen allgememen Grundsatz, wonach der zur Entscheldung berufene Amtstrager bei
" der Ermittlung des maBgequchen Tatsachenstoffs bestimmte migliche Auskunftsper-

sonen von vornherein nicht heranziehen darf, weil diese einen Grund haben, unrichtige |
: Angaben zu machen. Vieimehr miisse auch die Ermittiung des Sachverhalts, auf den -
~ ein héchstpersénliches Werturteil gestutzt werden solle, umfassend angelegt sein und -
diirfe zugéngliche und greifbare Erkenntms_quetlan nicht von vornherein aussparen und .

-auf das Wissen mit dem Sachverhalt vertrauter Auskunftspersonen verzichten. Vorlie-

, - gend ist auch bei Anwendung der letztgenannten Rechtsprechung ein VerstoB gegen )
" den Grundsatz des fairen Verfahrens zu bejahen. [n der genannten Entscheidung stellt

- das Bundesverwaltungsgericht némiich kiar, dass der Beurteiler den Auswirkungen, die .
- gin Konkurrenzverha!tms zwischen dem beurteilten Beamten und dem Informanten auf -

- dessen Angaben haben kann, bei der Wiirdigung und Verwertung dieser Informallonen
Rechnung zu tragen- hat. Dem Beurteiler misse bewusst sein, dass die. Angaben von
~ einem Konkurrenten ‘stammten, und er miisse sie vor diesem Hirtergrund wirdigen.

* Der Beurteilung des. Antragstellers ist nicht zu entnehmen, dass den Beurieilerinnen '

- und N das Bestehen eines Konkurrenzverhaltnisses zwischen der Fiih-

rungskraft [N und dem Antragsteller {iberhaupt bekannt war. Sollte -dies der Fall
gewesen sein, so enthalt die Beurtellung jedenfalls keinen Hinweis darauf, dass dem

-Bestehen dieses Konkurrenzverhalinisses in lrgendelner Weise Hechnung getragen -

worden ist. ‘Die Beurteilerinnen haben sich darauf beschrankt anzugeben, dass: die
_Ste!lungnahme des Herrn I zur Grundiage der Beurtsilung gemacht worden ist.

: Des Welteren besteht kein Hinweis darauf dass dle Beuttellermnen hlnterfragt haben,
" auf welcher Grundlage dis Fihrungskraft ISR fir den Zeitraum 15.09. 2011 bis zum
31.05.2012 Erkenntmsse iber die Leistungen des Antragstellers erlangt hat. Offenbar

war der Antragsteller nur in der Zeit vom 15.09.2011 bis zum 16.11.2011 in I
“ tatig. Ab dem 17.11.2011 bis zum Ablauf des von Herrn -angegebenen |
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. Zeitraums mag er zwar Herrn - noch zugeordnet gewesen sein, leistete jedoch
unter der Teamleltung der Fuhrungskraft— bereits Dienst in I, Auch fiir das

' Gericht ist mangels entsprechenden Vorirags der Antragsgegnerin nicht ersichtlich, ob

" und gegebenentalls auf welchem Weg sich Herr I far die Zeit ab 17.11.2011 Er-
kenntnisgrundiagen tber die Leistungen des Antragstellers verschaift haben k_ﬁnnte.

~ Weiterhin erschéint die’ von Herm PN abgegebene Stellungnahme in mehreren
Punkten nicht plausibel, ohne dass erkennbar ist, dass die Beurte:lennnen dies er-.

kannt, hinterfragt und gewiirdigt haben. Dles gitt msbesondere fur folgende Beurtei- .

Iungsmerkma!e

S Praktlsche Arbeltswelse : A

: Erlauterung »Er verfigt Gber eine gute Arbeltsberentschaft Sein Umgang mit
Betrtebsmitteln und Materialien war sachgemésB, verantwortungsvol! und effl-
zient. Er erledlgte sein Arbeiten sorgfaltig und genau.”
Bewertung: ,,Tellwe:se bewéh_rt“ :

- Allgemeine Befahlgung .
‘ Erlauterung: ,Er 18st die Problemstellungen im - Projekt systematlsch und ziel-

strebig. Er verfugt (iber.eine gute Arbeitsbereitschait. Er war belastbar pflicht- :

béwusst und zeigte eine gute Emsatzbere:tschaft *
" Bewertung: .,Tellwelse bewahrt“

. Fachllche Kompetenz

Erlauterung: Herr _ verfugte Uber ein sol:des Fachmssen in seinem

~ Aufgabengebiet.” _
. "Bewertung: ,,Tellweise bewdhrt’

- Soziale Kompetenzen -

gut.”
Bewertung Tellwelse bewahrt"

> Wirtschaftliches Handeln

Erléuterung -Er arbeitet wirtschaftlich und kostenbewusst und eistet seinen

" Beitrag zum wirtschaftiichen Erfolg des Unternehmens
Bewertung ,,Tellwe[se bewahrt" '

Erlauterung: ,,Seme Zusammenarbelt mlt den Vorgesetzen und Mltarbeltern ist* _

In den ge‘nannt'en' Fillen hat Herr- innerhalb der méglichen Béwertu'ngsstufén‘ |

(sehr gut, gut, rundum’ zufnedenstei[end teilweise bewahrt in germgem MaBe be-

_ wahrt) jewells die zweitschlechteste Bewertung: abgegeben. Angesichts der posmven s

. textlichen  Erluterungen hatte es einer Begriindung bedurft, warum nicht (zumindest),
" d:e Bewertung LSundum zufnedenstellend“ vergeben wurde und in. welchen Tellen die.

10~
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y Bewahrung des Antragstellers nicht fesfgéstéilt- werden konnte: Das Fehlen eiher sol-

“chen Begrilndung’ hitten die Beurteilerinnen hinterfraigen milssen, was sie offensicht-

lich nicht getan haben. Die Antragsgegnerin kanin sich auch nicht darauf berufen, die’
Beurteilerinnen hétten den Antragsteller im Vergleich zur Stellungnahme. des Herrn |

RN deutlich besser beurteilt. Angesichts der aufgezeigten Méngel dieser Stellung- -
- nahme ist die Mdglichkeit nicht auszuschlieBen, dass der Antragsteller wahrend dieses -

Tells des Beurteilungszeitraums, (ber den ansonsien keine Erkenntnisse vorliegen, -
‘deutlich bessere Leistungen erbracht hat, als ihm beschalmgt wurde. [n diesem Fall ist
-es denkbar, dass er auch ein deutlich besseres: Gesamtergebnis erzielt hatte. Hieraus
erglbt 31ch zugleich, dass. sich nicht ausschlieBen |dsst, dass der Antragsteller nach
Neubeurtellung im Befﬁrderungsverfahren zum Zug kommt.

.. Die Kostenenischeidung beruht auf §§ 154 Abs. 1 und 162 Abs. 3VwGO. Die auBer-

-, gerichtlichen Kosten der Beigeladenden. sind nicht erstatiungsféhig, weil sie keinen

. Antrag gestellt und damit kein Kostenrisiko itbernommen hat (vgl. § 154 Abs. 3 VYWGO).

Die Streitwertfestsetzung beruht auf §§ 53 Abs. 2 Nr. 1, 52 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1, Saiz4

GKG. Danach ist fir ein Hauptsacheverfahren die Summe der fir sechs Monate zu

L _zahlenden Bezlige nach Besoldungsgruppe A 9 (bezogen auf den Ze;tpunkt der An-.

tragstellung: 3.272,98 Euro) zuziglich der Amtszulage (281,48 Euro) zugrunde zu le-
gen (6 x 3. 554 46 Euro = 21.326,76 Euro). Eine Reduznerung dieses Werts im Hinblick
- auf den vorldufigen Charakter des Eilrechtsschutzverfahrens erfolgt nicht, da dieses

nimmt (vgl Nds. OVG Besch!uss vom 16 05.2013 -5 ME 92/13- juris Rn 29)

Rechismittelbelehfun'g'

. Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde an das N|edersach5|sche Oberverwal-

_ tungsgencht in LUneburg zuldssig. Die Beschwer_de ist innerhalb von zwel Wochen_
nach Bekanntgabe dieses Beschlusses bei dem :

Vemraltungsgerlcht Gottingen, ,
Berliner StraBe 5, 37073 Gdéttingen, oder -
Postfach 37 65, 37027 Géttingan,

schrlfthch oder im elektronischen Rechtsverkehr einzulegen. Die Beschwerdefnst ist

~ Verfahren in Konkurrentenstreltverfahren die Funktion des Hauptsachverfahrens uber— ‘

“auch gewahrt wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bel dem N:edersachmschen-

Oberverwaltungsgencht in Luneburg eingeht.

. . Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dleses Beschlusses pal|
: .begrunden Die- Begrundung ist, sofern sie. n:cht bereits mit der Beschwerde vorgelegt
worden ist, beldem o . -

' Niederséchsi.éclien Oberverwaitungsgericht’
Uelzener StraBe 40, 21335 Liineburg, oder

A1
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, Postfach 2371, 21313 Lneburg,
schriftlich: oder im elektronischen Hechtsverkehr emzurelchen Sle muss einen be-
stimmien Antrag enthalten; die Grinde darlegen, aus denen der Beschluss abzuén-
zen,

Dle Beschwerde muss von, einem Rechisanwalt oder einem Flechtsiehrer an einer
- staatlichen oder staatlich anerkannten’ Hochschuie eines Mitgliedstaats der Europai-

" . schen Union, eines anderen Vertragsstaats des Abkommens {iber den Europalschen

- Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befahigung zum Richteramt besitzt, oder
© giner nach § 67 Abs. 4 Satze’ 4, 7 oder 8 VWGO zur Vertretung berechtigten Person als

Bevollméchtigten eingelegt seln Der Vertretungszwang g:lt auch fir die Begrundung
. der Beschwerde. . : : :

. Gegen die Streitwertiestsetzung ist die Beschwe'fde -an das Niedersachsische Ober- . .

: verwaftungsgencht in Luneburg statthaft, wenn der Wert des- Beschwerdegegenstands

- 200,00 Euro uberstelgt Wird der Beschwerdewert nicht -etreicht, ist die Beschwerde
" nur statthaft, wenn sie vorm Verwaltungsgerlcht wegen der- grundsatzllchen Bedeutung

" der zur Entscheldung stehenden Fragen zugelassen worden ist. Die Nichtzulassung ist

. unanfechtbar. Die Beschwerde ist nur zuldssig, wenn sie. innerhalb von sechs Mona-
.. ten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Flechtskraﬂ ‘erlangt oder das Ver-‘

- fahren sich anderweitig erledigt hat, bel dem |

VenNaItungsgerlcht Gottlngen '
Berliner StraBe 5, 37073 Gottmgen oder _
-Pastfach 37 65, 37027 Gottmgen ‘

L schrn‘thch im efektronlschen Rechtsverkehr oder- zu Protokoll der Geschaﬁsste!le ein-
' gelegt wird. Ist der Stre:twert spéter als einen Monat vor Ablauf dieser Frist fesigesefzt

worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zusteliung oder -

' formloser Mltteliung des Festsetzungsbeschlusses emgelegt werden

Beglaubigt

Urkundsbeamter der Geschéifisstelie

dern oder aufzuheben. ist, und SIch mit dem angefochtenen Beschluss ausemanderset— ‘




